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Antrag 

der Abgeordneten Dr. Schmidt (Wuppertal), Bading, Mertes, 

Rollmann und Genossen 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Tierschutzgesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


ABSCHNITT I 

Allgemeine Schutzvorschriften 
§ 1 

Grundsatz 

Niemand soll ein Tier ohne vernünftigen Grund 
töten oder ihm Schmerzen, Leiden oder Schäden zu- 
fügen. 

§ 2 

Einzelne Schutzvorschriften 

(1) Wer ein Tier hält, zu betreuen hat oder beför- 
dert, muß dafür sorgen, daß dem Tier bei der Hal- 
tung, Pflege, Unterbringung oder Beförderung keine 
vermeidbaren erheblichen Schmerzen, Leiden oder 
Schäden zugefügt werden. 

(2) Es ist verboten, 

1. ein Haustier oder ein gezähmtes oder ge- 
fangenes Tier einer wildlebenden Art an- 
ders als unter Betäubung oder sonst unter 
Vermeidung von Schmerzen zu töten, 

2. ein in Nummer 1 bezeichnetes Tier auszu- 
setzen oder zurückzulassen, um sich oder 
einen anderen des Tieres zu entledigen, 

3. ein in Nummer 1 bezeichnetes Tier, das 
gebrechlich, krank, abgetrieben oder alt 
und dem das Weiterleben eine Qual ist, 
zu einem anderen Zweck als zur Linde- 
rung dieser Qual oder zur unverzüglichen 
Tötung zu veräußern oder zu erwerben, 


4. ein Tier ohne vernünftigen Grund zu einer 
Arbeitsleistung zu verwenden, die seine 
Kräfte offensichtlich übersteigt, oder die 
ihm erhebliche Schmerzen oder Leiden be- 
reitet, oder der es wegen seines Zustandes 
nicht gewachsen ist, 

5. ein Tier zu einer Abrichtung, Filmauf- 
nahme, Schaustellung oder ähnlichen Ver- 
anstaltung zu verwenden, die mit erheb- 
lichen Schmerzen, Leiden oder Schäden für 
das Tier verbunden ist, 

6. ein Tier an einem anderen Tier auf 
Schärfe abzurichten oder zu prüfen, 

7. ein Tier zur Futteraufnahme zu zwingen, 
um es zu mästen. 

§ 3 

Vornahme von Eingriffen 

(1) Es ist verboten, ein Tier zu verstümmeln. 
Dies gilt auch für 

1. das Kürzen 

a) der Ohren, 

b) des Schwanzes, außer bei weniger als 
zehn Tage alten Hunden, 

c) des Schnabels und des Kammes bei Ge- 
flügel, 

2. das Ausreißen oder sonstige Abtrennen 
der Schenkel bei Fröschen. 

Das Verbot des Kürzens gilt nicht, wenn es nach 
tierärztlichem Urteil erforderlich ist, um eine Krank- 
heit, bei Pferden auch eine Untugend, zu beheben. 

(2) Nur ein Tierarzt darf eine Kürzung in den 
nach Absatz 1 erlaubten Fällen oder eine Betäu- 
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bung in den Fällen des Absatzes 2 vornehmen oder 
ein Tier unfruchtbar machen. Dies gilt, wenn es 
sich um die Unfruchtbarmachung eines männlichen 
Tieres handelt, nur bei Pferden, anderen Einhufern, 
Hunden, Katzen, mehr als einen Monat alten Rin- 
dern und Schweinen sowie bei geschlechtsreifen 
Schafen, Kaninchen und Ziegen. 

(3) Es ist verboten, in unsachgemäßer Weise oder 
ohne Betäubung einen mit erheblichen Schmerzen 
verbundenen Eingriff an einem Tier vorzunehmen. 
Einer Betäubung bedarf es nicht, wenn sie bei einem 
gleichen oder ähnlichen Eingriff am Menschen in 
der Regel unterbleibt oder im Einzelfall nach tier- 
ärztlichem Urteil nicht durchführbar erscheint. 

§ 4 

Ausfuhr von Schlachtpferden 

.(1) Die Ausfuhr von Schlachtpferden ist verboten. 

(2) Das Bundesamt für Ernährung und Forstwirt- 
schaft kann die Ausfuhr im Einzelfall ausnahms- 
weise genehmigen. Die Genehmigung darf nur er- 
teilt werden, wenn sichergestellt ist, daß bei der Be- 
förderung und Schlachtung der Pferde die Grund- 
sätze dieses Gesetzes sowie der im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes geltenden Vorschriften über die Be- 
förderung von Pferden und über das Schlachten 
warmblütiger Tiere beachtet werden. Ob diese Vor- 
aussetzung erfüllt ist, muß durch Verwaltungsange- 
hörige geprüft werden. Die Genehmigung kann mit 
Auflagen zur Gewährleistung des Tierschutzes und 
der Überwachung verbunden werden. 

(3) Der Ausfuhr steht jedes sonstige Verbrin- 
gen aus dem Geltungsbereich dieses Gesetzes 
gleich. 

§ 5 

Tierversuche 

(1) Es ist verboten, Eingriffe oder andere Be- 
handlungen, die mit Schmerzen, Leiden oder Schäden 
verbunden sind, zu Versuchszwecken an Tieren vor- 
zunehmen. 

(2) Die zuständige Behörde kann Tierversuche im 
Sinne des Absatzes 1, die zur Verfolgung eines ern- 
sten wissenschaftlichen Zweckes erforderlich er- 
scheinen, genehmigen. Die Genehmigung wird be- 
stimmten wissenschaftlichen Einrichtungen erteilt 
und berechtigt nur Personen mit abgeschlossener 
wissenschaftlicher Fachausbildung, die in der Ein- 
richtung beschäftigt sind, die genehmigten Tierver- 
suche vorzunehmen oder vornehmen zu lassen. Die 
Genehmigung darf nur erteilt werden, wenn 

1. keine Tatsachen vorliegen, aus denen sich 
Bedenken gegen die Zuverlässigkeit des 
verantwortlichen Leiters oder gegen des- 
sen fachliche Eignung zur Vornahme der 
Tierversuche ergeben, 

2. die erforderlichen Anlagen, Geräte und 
anderen sachlichen Mittel für die Vor- 
nahme der Tierversuche vorhanden sind 
und 


3. die ordnungsmäßige Wartung und Unter- 
bringung der Tiere gewährleistet ist. 

Die Genehmigung kann inhaltlich beschränkt, be- 
fristet und mit Auflagen verbunden werden. Sie 
kann jederzeit ohne Entschädigung widerrufen wer- 
den. 

(3) Einer Genehmigung nach Absatz 2 bedürfen 
nicht: Impfungen und Blutentnahmen, die nach be- 
reits erprobten oder staatlich anerkannten Verfah- 
ren vorgenommen werden und der Verhütung, Er- 
kennung, Heilung oder Linderung von Krankheiten, 
Leiden, Körperschäden und körperlichen Beschwer- 
den der Menschen oder Tiere, der Erkennung der 
Schwangerschaft oder Trächtigkeit oder der Gewin- 
nung oder Prüfung (Wertbestimmung) von Seren 
oder Impfstoffen dienen. 

§ 6 

Ausführung von Tierversuchen 

(1) Genehmigte Tierversuche (§ 5 Abs. 2) sind 
von dem verantwortlichen Leiter zu überwachen. 
Bei der Ausführung der Tierversuche sind folgende 
Vorschriften zu beachten: 

1. Jede für den verfolgten Zweck entbehr- 
liche Erregung von Schmerzen oder Leiden 
ist zu vermeiden. 

2. Es dürfen nicht mehr Tiere verwendet 
werden, als für den verfolgten Zweck er- 
forderlich ist. 

3. Versuche zu Lehrzwecken sind nur dann 
erlaubt, wenn andere Lehrmittel, nament- 
lich Bilder, Modelle, Präparate oder Filme, 
nicht ausreichen. 

4. Die Versuche dürfen nur unter Betäubung 
vorgenommen werden, wenn der verfolgte 
Zweck nach dem Urteil des verantwort- 
lichen Leiters eine Betäubung nicht aus- 
schließt oder die Vornahme der Betäu- 
bung das Wohlbefinden des Tieres nicht 
mehr beeinträchtigt als der mit dem Ver- 
such verbundene Schmerz. 

5. Mehr als ein operativer oder unblutiger 
Versuch, der mit erheblichen Schmerzen 
verbunden ist, darf an demselben unbe- 
täubten Tier nicht vorgenommen werden. 

6. Tiere, die nach Beendigung schwerer, na- 
mentlicher operativer Versuche unter er- 
heblichen Schmerzen leiden, sind unver- 
züglich mit schmerzstillenden Mitteln zu 
behandeln oder zu töten, wenn der ver- 
folgte Zweck dies nicht ausschließt. 

7. Versuche an Pferden, Hunden, Katzen 
oder Affen sind nur dann erlaubt, wenn 
Versuche an anderen, niederen Tieren für 
den verfolgten Zweck nicht ausreichen. 
Dies gilt entsprechend für die Verwen- 
dung kaltblütiger an Stelle warmblütiger 
Tiere. 
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{ 2 ) Absatz 1 Satz 2 Nr. 6 gilt auch für Eingriffe 
und Behandlungen nach § 5 Abs. 3. 

(3) Die wissenschaftlichen Einrichtungen, die 
eine Genehmigung nach § 5 Abs. 2 erhalten haben, 
müssen Aufzeichnungen über die einzelnen Tierver- 
suche führen. Die Aufzeichnungen müssen für je- 
den Versuch den mit ihm verfolgten wissenschaft- 
lichen Zweck, die Zahl und Bezeichnung der ver- 
wendeten Tiere, die Art und Ausführung des Ver- 
suches, das Versuchsergebnis, die Gründe eines zu 
Lehrzwecken vorgenommenen Versuchs oder eines 
Versuchs an Pferden, Hunden, Katzen oder Affen 
oder des Absehens von einer Betäubung oder Be- 
handlung mit schmerzstillenden Mitteln oder Tö- 
tung angeben. Sind die Versuchstiere von einem an- 
deren erworben worden, so ist dieser mit Namen 
und Wohnung anzugeben. Die Aufzeichnungen sind 
von demjenigen, der den Versuch ausgeführt hat, 
und von dem verantwortlichen Leiter zu unterzeich- 
nen; sie sind drei Jahre aufzubewahren und der 
für die Genehmigung zuständigen Behörde auf Ver- 
langen zur Einsichtnahme auszuhändigen. 

§ 7 

Erlaß von Rechtsverordnungen 

(1) Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates 
Vorschriften zum Schutz der Tiere bei der Haltung, 
namentlich bei der Aufzucht und Mast zu erlassen, 
um die Einhaltung des § 2 Abs. 1 und 2 Nr. 7 sicher- 
zustellen. Die Rechtsverordnung kann in diesem 
Rahmen bestimmen, 

1. auf welche Art und in welchem Umfang 
der natürliche Bewegungs- und Gemein- 
schaftstrieb eines Tieres beschränkt wer- 
den darf, 

2. welche Arten von Futter und Trank sowie 
welche Arten des Fütterns und Tränkens 
zulässig sind, 

3. welche Beschaffenheit, einschließlich der 
Bodenbeschaffenheit, Räume, Käfige und 
andere Behältnisse zur Unterbringung der 
Tiere aufweisen müssen, 

4. wie viele Tiere in den Fällen der Num- 
mer 3 in den Räumen, Käfigen und ande- 
ren Behältnissen untergebracht werden 
dürfen und 

5. auf welche Art und in welchem Umfang 
in den Fällen der Nummer 3 für 

a) Be- und Entlüftung, Beleuchtung sowie 
angemessene Temperatur und Luft- 
feuchtigkeit, 

b) Sauberhaltung der Räume, Käfige und 
anderen Behältnisse sowie 

c) Wartung, Pflege und Beaufsichtigung 
der Tiere zu sorgen ist. 

(2) Die Bundesregierung wird auch ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bun- 
desrates Vorschriften über die Beförderung von Tie- 


ren durch Eisenbahnen sowie im Straßen-, See- und 
Luftverkehr zu erlassen, um die Einhaltung des § 2 
Abs. 1 sicherzustellen. Absatz 1 Satz 2 ist sinnge- 
mäß anzuwenden. 

(3) Der Bundesminister für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten wird ermächtigt, zum Schutz der 
Tiere vor erheblichen Schmerzen, Leiden oder Schä- 
den durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des 
Bundesrat Vorschriften zu erlassen über 

1. die Zulassung von Verfahren und Gerä- 
ten zur Betäubung, 

2. die Betäubung, Schlachtung und andere 
Arten der Tötung sowie über die Aufbe- 
wahrung und gewerbliche Abgabe von 
Fischen und anderen kaltblütigen Tieren. 

(4) Die Bundesregierung hat innerhalb eines Jah- 
res nach Inkrafttreten dieses Gesetzes erstmalig eine 
Rechtsverordnung nach Absatz 1 zu erlassen. 


ABSCHNITT II 

Straf- und Bußgeldvorschriften 
§ B 

Strafbare Tötung eines Wirbeltieres, 
Tierquälerei 

(1) Wer ein Wirbeltier ohne vernünftigen Grund 
tötet, wird mit Gefängnis bis zu zwei Jahren und 
mit Geldstrafe oder mit einer dieser Strafen be- 
straft. 

(2) Ebenso wird bestraft, wer einem Tier 

1. aus Roheit erhebliche Schmerzen oder 

2. länger dauernde oder sich wiederholende 
erhebliche Schmerzen oder Leiden ohne 
vernünftigen Grund zugefügt. 

(3) Nach Absatz 2 wird nicht bestraft, wer an 
einem Tier zur Verfolgung eines ernsten wissen- 
schaftlichen Zweckes einen dazu erforderlichen Ein- 
griff oder eine dazu erforderliche andere Behand- 
lung unter Beachtung des § 6 Abs. 1 Satz 2, nament- 
lich unter Vermeidung der Erregung entbehrlicher 
Schmerzen oder Leiden, vornimmt. 

§ 9 

Strafbare Verletzung von Schutzvorschriften 

(1) Mit Gefängnis bis zu einem Jahr und mit 
Geldstrafe oder mit einer dieser Strafen wird be- 
straft, wer 

1. der Vorschrift des § 2 Abs. 1 über die 
Haltung, Pflege, Unterbringung oder Be- 
förderung zuwiderhandelt, 

2. entgegen § 2 Abs. 2 Nr. 1 ein dort be- 
zeichnetes Tier nicht unter Betäubung 
oder sonst unter Vermeidung von 
Schmerzen tötet, 
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3. gegen die Vorschrift des § 2 Abs. 2 Nr. 2 
über das Aussetzen oder Zurücklassen 
verstößt, 

4. der Vorschrift des § 2 Abs. 2 Nr. 3 über 
das Veräußern oder Erwerben eines dort 
bezeichneten Tieres zuwiderhandelt, 

5. entgegen § 2 Abs. 2 Nr. 4 ein Tier zu 
einer Arbeitsleistung verwendet, 

6. entgegen § 2 Abs. 2 Nr. 5 ein Tier zu 
einer dort bezeichneten Veranstaltung 
verwendet, 

7. ein Tier an einem anderen Tier auf 
Schärfe abrichtet oder prüft, 

8. ein Tier zur Futteraufnahme zwingt, um 
es zu mästen, 

9. entgegen einer der Vorschriften des § 3 
einen der dort bezeichneten Eingriffe 
vornimmt, 

10. entgegen § 4 ein Schlachtpferd ausführt 
oder 

11. entgegen § 5 einen Eingriff oder eine 
andere Behandlung zu Versuchszwecken 
vornimmt. 

(2) Handelt der Täter in den Fällen des Absat- 
zes 1 Nr. 1, 2 oder 5 fahrlässig, so ist die Strafe 
Geldstrafe oder Gefängnis bis zu einem Jahr. 

(3) Absatz 1 gilt nicht, wenn die Tat als Tier- 
quälerei (§ 8 Abs. 2) mit Strafe bedroht ist. 


§ 10 

Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich 
oder fahrlässig 

1. bei der Ausfuhr von Schlachtpferden einer 
Auflage nach § 4 Abs. 2 Satz 4, 

2. bei Tierversuchen einer Auflage nach § 5 
Abs. 2 Satz 4 oder einer Vorschrift des 
§ 5 über die Überwachung, Ausführung 
oder Aufzeichnung oder 

3. einer nach § 7 Abs. 3 erlassenen Rechts- 
verordnung, soweit sie für einen bestimm- 
ten Tatbestand auf diese Bußgeldvor- 
schrift verweist, 

zuwiderhandelt. 

(2) Die vorsätzliche Ordnungswidrigkeit kann 
mit einer Geldbuße bis zu zweitausend Deutsche 
Mark, die fahrlässige Ordnungswidrigkeit mit einer 
Geldbuße bis zu tausend Deutsche Mark geahndet 
werden. 

(3) Die Verfolgung von Ordnungswidrigkeiten 
im Sinne des Absatzes 1 verjährt in einem Jahr. 


§ 11 

Einziehung 

(1) Ist eine der in §§ 8, 9 oder 12 Abs. 3 mit 
Strafe oder in § 10 mit Geldbuße bedrohten Hand- 
lungen begangen worden, so kann das Tier einge- 
zogen werden, wenn es dem Täter oder Teilnehmer 
zur Zeit der Entscheidung gehört. 

(2) Kann wegen der Tat keine bestimmte Person 
verfolgt, verurteilt oder mit Geldbuße belegt wer- 
den, so kann die Einziehung des Tieres selbständig 
angeordnet werden, wenn im übrigen die in Absatz 1 
bestimmten Voraussetzungen vorliegen. 

(3) Absatz 2 gilt auch, wenn das Gericht von 
Strafe absieht oder wenn ein Strafverfahren nach 
einer Vorschrift eingestellt wird, die dies nach dem 
Ermessen des Staatsanwalts oder des Gerichts oder 
im Einvernehmen beider zuläßt. 

§ 12 

Verbot der Tierhaltung 

(1) Wird jemand wegen einer in §§ 8 oder 9 Abs. 1 
Nr. 1 mit Strafe bedrohten Handlung verurteilt 
oder nur deshalb nicht verurteilt, weil seine Schuld- 
unfähigkeit erwiesen oder nicht auszuschließen ist, 
so kann ihm das Gericht das Halten von Tieren 
jeder oder einer bestimmten Art für die Dauer von 
einem Jahr bis zu fünf Jahren oder für immer ver- 
bieten, wenn die Gefahr besteht, daß er erhebliche 
mit Strafe bedrohte Handlungen nach §§ 8 oder 9 
Abs. 1 Nr. 1 begehen wird. 

(2) Das Verbot wird mit der Rechtskraft des Urteils 
wirksam. In die Verbotsfrist wird die Zeit, in welcher 
der Täter in einer Anstalt verwahrt wird, nicht ein- 
gerechnet. Ergibt sich nach der Anordnung des Ver- 
bots Grund zu der Annahme, daß die Gefahr, der 
Täter werde erhebliche mit Strafe bedrohte Hand- 
lungen der in Absatz 1 bezeichneten Art begehen, 
nicht mehr besteht, so kann das Gericht das Verbot 
aufheben, wenn es mindestens sechs Monate ge- 
dauert hat. 

(3) Wer ein Tier hält, obwohl ihm dies straf- 
gerichtlich verboten ist, wird mit Gefängnis bis zu 
einem Jahr und mit Geldstrafe oder mit einer dieser 
Strafen bestraft. 


ABSCHNITT III 

Schluß Vorschriften 

§ 13 

Heranziehung von Sachverständigen 

Ist in einem Strafverfahren zweifelhaft, ob die Tat 
unter §§ 1, 2 oder 3 fällt, so soll in einem möglichst 
frühen Abschnitt des Verfahrens ein geeigneter 
Sachverständiger, namentlich der beamtete Tierarzt, 
gehört werden. 
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§ 14 

Überwachung des Handels mit Tieren 

Die Gewerbeordnung wird wie folgt ergänzt: 

Dem § 38 Abs. 1 wird folgende Nummer 10 angefügt: 
„10. An- und Verkauf von Tieren". 

§ 15 

Geltung in Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechts- 
verordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes erlas- 
sen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des 
Dritten Uberleitungsgesetzes. 

§ 16 

Inkrafttreten, Aufhebung von Vorschriften 

(1) Dieses Gesetz tritt mit Ausnahme der §§ 7 und 
14 am in Kraft. 

Gleichzeitig treten außer Kraft: 

1. Das Tierschutzgesetz vom 24. November 
1933 (Reichsgesetzbl. I S. 987), zuletzt ge- 
ändert durch das Gesetz vom 18. August 
1961 (Bundesgesetzbl. I S. 1360), 


2. die Zweite Verordnung zur Durchführung 
des Tierschutzgesetzes vom 27. Juni 1936 
(Reichsgesetzbl. I S. 539), 

3. die Dritte Verordnung zur Ausführung des 
Tierschutzgesetzes vom 11. September 1936 
(Reichsgesetzbl. I S. 735), 

4. die Verordnung zur Ergänzung des Tier- 
schutzgesetzes vom 23. Mai 1938 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 598), 

5. die Vierte Verordnung zur Ausführung 
des Tierschutzgesetzes vom 12. Juli 1938 
(Reichsgesetzbl. I S. 854), 

6. die Fünfte Verordnung zur Ausführung 
des Tierschutzgesetzes vom 11. August 
1938 (Reichsgesetzbl. I S. 1004), 

7. § 6 der Verordnung über das Schlachten 
und Aufbewahren von lebenden Fischen 
und anderen kaltblütigen Tieren vom 
14. Januar 1936 (Reichsgesetzbl. I S. 13), 
geändert durch die Verordnung vom 
13. November 1936 (Reichsgesetzbl. I 
S. 941). 

(2) Die §§ 7 und 14 treten am Tage nach der 
Verkündung dieses Gesetzes in Kraft. 


Bonn, den 22. September 1966 
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